
modul technik GmbH

Rudolf-Diesel-Straße 5
D-56410 Montabaur

Geschäftsführung:
Anna Balagny, Philip Balagny
Amtsgericht: Montabaur, HRB 2919
USt-IdNr.: DE149316111

Tel.:	 +49 (0) 26 02 / 94 49–0
Fax:	 +49 (0) 26 02 / 94 49–11
E-Mail:	 info@modul-technik.de
Web:	 www.modul-technik.de

Volksbank Rhein-Lahn-Limburg eG
IBAN: DE31 5709 2800 0200 4864 04
BIC: GENODE51DIE
BLZ: 570 928 00 – Kto.: 200 486 404

Sparkasse Westerwald-Sieg
IBAN: DE57 5735 1030 0080 0300 67
BIC: MALADE51AKI
BLZ: 573 510 30 – Kto.: 800 300 67

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der modul technik GmbH

Stand 11/23-Rev. 5 � Seite 1/2

1.	� Allgemein
	� Sämtlichen, auch künftigen Geschäften, liegen diese 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen zugrunde. Ne-
benabreden und Änderungen dieser Bedingungen 
bedürfen der schriftlichen Bestätigung durch uns. 
Alle Aufträge bedürfen der schriftlichen Bestäti-
gung durch uns. Unsere Auftragsbestätigung be-
stimmt den Inhalt des Vertrages, wenn ihr nicht 
unverzüglich nach Erhalt widersprochen wird. For-
mularmäßig in Bezug genommene Auftragsbedin-
gungen des Käufers gelten als nicht vereinbart, 
wenn sie im Widerspruch zu unseren Bedingungen 
stehen.

2.	 Preise
	� Unsere Angebote sind freibleibend. Unsere Preise 

verstehen sich in Euro und enthalten keine Um-
satzsteuer. Diese wird in der jeweils bei Lieferung 
geltenden Höhe gesondert in Rechnung gestellt. 
Unsere Preise verstehen sich ab Werk und schlie-
ßen Verpackung, Fracht, Porto und Versicherungs-
kosten nicht ein, wenn nichts anderes vereinbart 
ist.

	� Preisänderungen sind zulässig, wenn zwischen Ver-
tragsschluss und vereinbartem Liefertermin mehr 
als vier Monate liegen, in diesem Falle gilt der am 
Tag der Lieferung gültige Preis als vereinbart.

	� Ein Rücktrittsrecht wegen Preiserhöhungen be-
steht nicht.

3.	 Lieferung
	� Unsere Lieferzeitangaben sind unverbindlich und 

freibleibend, soweit nicht ausdrücklich anders ver-
einbart. Wir sind berechtigt, Teillieferungen vorzu-
nehmen. 

	� Von uns nicht zu vertretende Umstände und Er-
eignisse sowie alle Fälle höherer Gewalt, wie z.B. 
Krieg, Streiks, Aussperrungen, Rohstoff- und Ener-
giemangel, Betriebs- und Verkehrsstörungen etc. 
sowie Störungen und Einschränkungen bei unse-
ren Zulieferanten befreien uns für die Dauer ihrer 
Auswirkungen von unserer Lieferpflicht. In solchen 
Fällen sind wir berechtigt, mit entsprechender Ver-
zögerung zu liefern oder vom Vertrag ganz oder 
teilweise zurückzutreten und bis dahin entstande-
ne Aufwendungen zu berechnen. Ziffer 8 dieser all-
gemeinen Geschäftsbedingungen findet entspre-
chende Anwendung. 

	� Eine vereinbarte Lieferfrist beginnt frühestens mit 
Auftragsbestätigung (Annahme) durch uns, aber 
erst nach Einigsein über den Vertragsinhalt und 
Eingang etwa erforderlicher Beistellteile oder Un-
terlagen (Genehmigungen, Freigaben, Pläne etc.) 
die vom Auftraggeber beschafft werden müssen. 
Eine vereinbarte Lieferfrist beginnt nicht vor Ein-
gang einer vereinbarten Anzahlung oder Voraus-
zahlung. Nach Eintritt des Verzuges hat der Käufer 
eine angemessene Nachfrist, mindestens aber von 
sechs Wochen, zu setzen.

	� Schadensersatzansprüche des Käufers wegen Ver-
zuges oder Nichtlieferung sind, soweit gesetzlich 
zulässig, ausgeschlossen.

	� Schadensersatzansprüche sind der Höhe nach auf 
den Auftragswert beschränkt.

4.	 Gefahrtragung
	� Die Lieferungen erfolgen stets auf Rechnung und 

Gefahr des Käufers, auch wenn frachtfrei und/
oder in Transportmitteln des Verkäufers geliefert 
wird. Das Gefahrenrisiko geht mit der Übergabe der 
Ware an den ersten Frachtführer auf den Käufer 
über. Nicht rechtzeitig abgenommene Ware lagert 
auf Rechnung und Gefahr des Käufers. Versand-
vorschriften sind in der Bestellung anzugeben, 
andernfalls bleibt die Wahl der Versandart ohne 
Verbindlichkeit für schnellste und billigste Beförde-
rung uns überlassen. Ohne ausdrückliche Bestim-
mung durch den Käufer erfolgt der Versand unver-
sichert auf Kosten und Gefahr des Käufers.

5.	 Zahlungsbedingungen
	� Soweit – insbesondere im Exportgeschäft – keine 

anderen Zahlungsbedingungen vereinbart werden, 
sind unsere Rechnungen innerhalb von 10 Kalen-
dertagen ab Rechnungsdatum mit 2% Skonto oder 
binnen 30 Kalendertagen ohne Abzug fällig und 
zahlbar. Bei Fristüberschreitung ist der Rechnungs-
betrag mit 8% über dem jeweiligen Basiszinssatz 
der Europäischen Zentralbank zu verzinsen. Wech-
sel werden nur nach vorheriger ausdrücklicher Ver-
einbarung und nur zahlungshalber angenommen. 
Protest eines Wechsels oder Schecks, Vermögens-
verfall oder Zahlungsverzug des Käufers löst die 
Fälligkeit aller Verbindlichkeiten des Käufers uns 
gegenüber sofort aus. Bei Zahlungsverzug sind 
wir berechtigt, von allen mit dem Käufer laufenden 
Verträgen ganz oder teilweise zurückzutreten. Wir 
sind in diesem Falle berechtigt, Aufwendungsersatz 
oder Schadensersatz zu fordern. Ziffer 8 dieser all-
gemeinen Geschäftsbedingungen findet entspre-
chende Anwendung.

	� Die Geltendmachung von Zurückbehaltungsrech-
ten und Aufrechnung mit Gegenforderungen, so-
weit sie nicht rechtskräftig festgestellt oder von 
uns schriftlich anerkannt sind, ist durch den Käufer 
ausgeschlossen.

6.	 Gewährleistungsfrist und Mängelrügen
	� Die Gewährleistungsfrist für unsere Geräte beträgt 

2 Jahre ab Lieferung, soweit nichts anderes verein-
bart ist. Im Rechtsverkehr unter Kaufleuten oder 
Unternehmern beträgt die Frist 1 Jahr. Unsere An-
gaben zum Liefer- und Leistungsgegenstand, zum 
Verwendungszweck usw. stellen lediglich Beschrei-
bungen bzw. Kennzeichnungen und keine zugesi-
cherten Eigenschaften dar. 

	� Veränderungen und Verbesserungen im Rahmen 
der technischen Weiterentwicklung behalten wir 
uns vor.
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	� Der Käufer hat die Ware sofort nach Erhalt zu prü-
fen. Im Rechtsverkehr unter Kaufleuten oder Un-
ternehmern findet § 377 HGB Anwendung. Jegliche 
Beanstandungen hat uns der Käufer unverzüglich 
nach Erhalt der Ware schriftlich anzuzeigen und 
eine Überprüfung durch uns zu ermöglichen. Maß-
geblich für die Einhaltung der Fristen ist der Zeit-
punkt des Einganges der Rüge. Bei begründeter, 
rechtzeitiger Mängelrüge leisten wir nach unserer 
Wahl entweder die Beseitigung des Mangels oder 
Ersatzlieferung.

	� Darüber hinausgehende Ansprüche, insbesondere 
Rücktrittsrechte und Schadenersatzansprüche sind 
ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig ist.

	� Bei nur unwesentlichen Abweichungen der Ist-Be-
schaffenheit von der vertraglichen Soll-Beschaf-
fenheit sind Gewährleistungsrechte nicht gegeben. 
Beachtung von Montage- oder Bedienungsanlei-
tungen durch den Kunden oder seinen Hilfsperso-
nen schließt Ansprüche gegen uns aus, ebenso das 
Unterlassen gebotener Wartungsmaßnahmen.

7.	 Schadensersatz
	� Wir haften auf Schadensersatz – gleich aus wel-

chem Rechtsgrund – nur beschränkt auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit. Jede weitergehende Haf-
tung auf Schadensersatz ist ausgeschlossen, ins-
besondere für Mängelfolgeschäden jeder Art.

	� Bei Haftung für Zusicherung von Eigenschaften 
beschränkt sich unsere Schadensersatzpflicht un-
ter Ausschluss sämtlicher mittelbarer bzw. Folge-
schäden auf den Auftragswert

8.	 Rücknahme und Stornierung
	� Nimmt der Käufer trotz Fristsetzung die bestell-

te Ware nicht ab oder storniert er den Vertrag, so 
sind wir unabhängig von dem Nachweis des tat-
sächlichen Schadens berechtigt, 25 % des Auf-
tragswertes als pauschalierten Schadensersatz zu 
verlangen. Dem Käufer steht das Recht frei, den 
Nachweis zu führen, dass der eingetretene Scha-
den wesentlich niedriger oder überhaupt nicht ent-
standen ist. Für die einvernehmliche Rücknahme 
von Ersatz- und/oder Zubehörteilen wird eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 20 % des Auf-
tragswertes, mindestens jedoch 50,00 Euro pro 
Auftrag erhoben.

9.	 a) Eigentumsvorbehalt
	� Die Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung 

aller aus der Geschäftsverbindung mit uns entstan-
denen Verbindlichkeiten unser volles unbeschränk-
tes Eigentum. Verpfändung oder Sicherungsüber-
eignung der Ware ist unzulässig. Eine Pfändung 
hat uns der Käufer sofort mitzuteilen. Der Käufer 
kann die Vorbehaltsware jedoch im Rahmen eines 
ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebes unter den 
nachstehenden Bedingungen verarbeiten oder ver-
äußern. Der Käufer tritt hiermit seine zukünftigen 
Forderungen gegen Dritte aus der Weiterveräu-
ßerung der Vorbehaltsware in voller Höhe, aus der 
Veräußerung des Verarbeitungserzeugnisses mit 
einem Teilbetrag entsprechend unserem Miteigen-
tumsanteil zur Sicherung ab. Der Käufer ist ver-
pflichtet, auf unser Verlangen die Abtretung dem 
Drittkäufer bekanntzugeben und uns zur Geltend-
machung unserer Rechte gegen seine Abnehmer 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unter-
lagen auszuhändigen. Der Käufer ist zur Einzie-
hung der abgetretenen Forderungen ermächtigt, 
solange er seinen Zahlungsverpflichtungen uns ge-
genüber ordnungsgemäß nachgekommen ist. Wer-
den unsere Waren mit anderen Gegenständen ver-
mischt oder verbunden, so gelten wir als Hersteller 
und erwerben das Eigentum an den Zwischen- und 
Enderzeugnissen. 

	� b) Ausfuhr/Weiterveräußerung
	� Die Ausfuhr oder sonstige Weiterveräußerung in 

das Ausland einschließlich der Freihafengebiete 
von unter Eigentumsvorbehalt gelieferter Ware ist 
nur mit unserer vorherigen Zustimmung gestattet. 

10.	� Gerichtsstand, Erfüllungsort, Rechtswahl
	� Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Montabaur. 

Auf diesen Vertrag findet das Recht der Bundes-
republik Deutschland Anwendung.

11.	� Salvatorische Klausel
	� Sollte eine Regelung dieses Vertrages unwirksam 

oder nichtig sein, so berührt dies die Wirksamkeit 
der übrigen Vereinbarungen nicht. Es soll anstelle 
der unwirksamen Bestimmung im Wege der Ausle-
gung eine Regelung gelten, die dem von den Partei-
en gewollten wirtschaftlichen Zweck am nächsten 
kommt.

12.	� Schlussbestimmungen
	� Änderungen und Abweichungen sowie Ergänzun-

gen bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die 
Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses.


